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Überlassung von Elektrofahrzeugen 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich in einem inof-
fiziellen Schreiben an den Verband der Automobilindustrie 
e.V. zur Neuregelung der Besteuerung von Elektro-Dienst-
wagen geäußert (s. hierzu unsere Mandanten-Information 
5/2018). Danach wird der neue steuerliche Vorteil nicht ge-
währt, wenn der Dienstwagen bereits vor dem 1.1.2019 an 
irgendeinen Arbeitnehmer schon einmal als Dienstwagen 
überlassen worden ist. 

Hintergrund: Der Gesetzgeber hat den zu versteuernden 
Vorteil aus der Privatnutzung von betrieblichen Elektro-Kfz 

und extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen gemindert, 
indem der Wert von 1 % auf 0,5 % des Bruttolistenpreises 
monatlich gesenkt wird. Wird die Fahrtenbuchmethode an-
gewendet, werden die Anschaffungskosten für das Elektro- 
bzw. Hybridelektrofahrzeug ebenfalls nur zur Hälfte ange-
setzt. Voraussetzung für die jeweilige Minderung ist, dass 
das Elektro- bzw. Hybridfahrzeug in den Jahren vom 
1.1.2019 bis 31.12.2021 angeschafft wird. 

Schreiben des BMF: Das BMF hat nun eine Anfrage des 
Verbands der Automobilindustrie e.V. zur zeitlichen Anwen-
dung der Neuregelung beantwortet. 

n Dem BMF zufolge setzt die Anwendung der Neuregelung 
– und damit die Minderung des steuerlichen Vorteils aus 
der Privatnutzung – bei der Überlassung eines Elektro- 
bzw. Hybridelektrofahrzeugs an einen Arbeitnehmer vo-
raus, dass der Firmenwagen einem Arbeitnehmer erstmals 
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nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2022 überlassen 
worden ist. 

n Eine Überlassung zur privaten Nutzung liegt vor, wenn der 
Firmenwagen dem Arbeitnehmer für Privatfahren oder für 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte o-
der für Familienheimfahrten im Rahmen einer doppelten 
Haushaltsführung überlassen wird. 

n Die Neuregelung greift damit bei solchen Fahrzeugen 
nicht, die dem Arbeitnehmer bereits vor dem 1.1.2019 zur 
privaten Nutzung überlassen worden sind. Hier bleibt es 
bei der bisherigen Regelung, dass 1 % des Bruttolisten-
preises angesetzt wird bzw. bei der Fahrtenbuchmethode 
die Anschaffungskosten für den Pkw und damit die Ab-
schreibungen zu Grunde gelegt werden. 
Hinweis: Der Bruttolistenpreis bzw. die Anschaffungskos-
ten werden dann aber um einen pauschalen Abzug für den 
teureren Elektromotor gemindert (sog. Nachteilsaus-
gleich). Dieser Abzug hängt von der Batteriekapazität ab. 

Hinweise: Die Stellungnahme des BMF ist bemerkenswert, 
da das Gesetz auf die Anschaffung nach dem 31.12.2018 
abstellt. Das BMF wendet die Neuregelung hingegen auch 
auf Fahrzeuge an, die vor diesem Zeitpunkt angeschafft  
oder geleast worden sind, sofern sie erst nach dem 
31.12.2018 dem Arbeitnehmer zur Privatnutzung überlas-
sen werden. Insofern ist die Stellungnahme positiv, weil nun-
mehr auch Altfahrzeuge unter die Regelung fallen, die nach 
dem 1.1.2019 erstmalig einem Arbeitnehmer zur privaten 
Nutzung überlassen werden. Eine Überlassung zur Privat-
nutzung vor dem 1.1.2019 ist hingegen schädlich. Die An-
wendung der Neuregelung kann darüber hinaus nicht durch 
einen bloßen Wechsel des Nutzungsberechtigten zum Stich-
tag 1.1.2019 herbeigeführt werden. 

Alle Steuerpflichtigen 

Steuerklärungsfristen und 
Verspätungszuschlag 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2018 wurden die Fristen zur 
Abgabe der Steuererklärungen um zwei Monate verlängert. 
Unberatene Steuerpflichtige haben für die Abgabe der Ein-
kommensteuer-, Gewerbesteuer-, Körperschaftsteuer- und 
Umsatzsteuererklärung für 2018 also eine Frist bis zum 
31.07.2019. 

Wer seine Steuererklärung von einem Steuerberater erstel-
len lässt, hat theoretisch sogar Frist bis zum 28.2.2020. 

Aber Achtung: Zwar haben Sie für die Steuererklärung 
mehr Zeit, im Gegenzug wird die verspätete Abgabe der 
Steuererklärung aber auch härter bestraft. So werden 0,25 
Prozent der um Vorauszahlungen und anzurechnende Steu-
erabzugsbeträgt verminderten, festgesetzten Steuer, min-
destens jedoch 25 EUR fällig – und das für jeden ange-
fangenen Monat der Verspätung. Der sog. Verspätungs-
zuschlag wird automatisch im Steuerbescheid zur Steuer-
schuld addiert bzw. vom Erstattungsbetrag abgezogen. Es 
handelt sich insofern nicht um eine Ermessensentschei-
dung. Dieser Automatismus gilt, sobald die Steuererklärung 
für 2018 erst am 01.03.2020 oder noch später abgegeben 
wird.  

Hinweis: Vor diesem Hintergrund halten wir auch weiterhin 
daran fest, dass wir die Unterlagen zu den Steuererklärun-
gen unserer Mandanten frühzeitig, spätestens bis Dezember 
des Folgejahres zur Bearbeitung vorliegen haben müssen. 
Dieser Zeitraum ist nötig, um eine rechtzeitige Bearbeitung 
und Abgabe Ihrer Steuererklärungen sicherstellen zu kön-
nen und uns eine kontinuierliche Bearbeitung zu ermögli-
chen. Der für Sie zuständige Sachbearbeiter wird sich im 
Zweifelsfall bei Ihnen melden und die Unterlagen zu einem 
passenden Termin anfordern. 

 

Höheres Kindergeld ab Juli 2019 
Zum 1.1.2019 ist das sog. Familienentlastungsgesetz in 
Kraft getreten. Das Gesetz sieht zum einen eine Erhöhung 
des Kindergelds ab Juli 2019 vor und enthält zum anderen 
steuerliche Entlastungen beim Steuersatz und Steuertarif für 
alle Steuerpflichtigen. 

Die wesentlichen Neuregelungen: 

n Das Kindergeld wird ab dem 1.7.2019 um 10 € pro Monat 
und Kind erhöht. Es beträgt dann 204 € für das erste und 
zweite Kind, 210 € für das dritte Kind und 235 € ab dem 
vierten Kind. 

n Derzeit beträgt das Kindergeld 194 € für das erste und 
zweite Kind, 200 € für das dritte Kind und 225 € für jedes 
weitere Kind. 

n Der steuerliche Kinderfreibetrag wird ebenfalls erhöht – 
und zwar von bislang 2.394 € je Elternteil um 96 € auf 
2.490 € je Elternteil ab 2019 und schließlich um weitere 
96 € auf 2.586 € je Elternteil ab 2020. 
Hinweis: Pro Kind beträgt damit die Erhöhung jährlich 
192 €, da jeder Elternteil den um 96 € höheren Kinderfrei-
betrag erhält. Bei einem höheren Einkommen wirkt sich der 
Kinderfreibetrag günstiger aus als das Kindergeld. 

n Der Grundfreibetrag, bis zu dem das Einkommen nicht be-
steuert wird, wird von derzeit 9.000 € auf 9.168 € im Jahr 
2019 und auf 9.408 € im Jahr 2020 angehoben. 

n Außerdem wird die Progression gemindert, indem die Eck-
werte der Steuertabelle, bei denen sich der Steuersatz er-
höht, entsprechend der Inflationsrate um 1,84 % für 2019 
und um 1,95 % für 2020 erhöht werden. 

n Diese Verschiebung der Eckwerte dient der Bekämpfung 
der sog. kalten Progression, bei der sich der Steuersatz 
bereits durch eine inflationsbedingte Gehaltserhöhung er-
höht und die Gehaltserhöhung durch den höheren Steuer-
satz zum Teil aufgefressen wird. 

n Der im Rahmen der außergewöhnlichen Belastungen 
maßgebliche Höchstbetrag für Unterhaltszahlungen an 
unterhaltsberechtigte Angehörige wird von derzeit 
9.000 € auf 9.168 € ab dem Jahr 2019 und auf 9.408 € ab 
2020 angehoben. Die Höchstbeträge entsprechen den je-
weiligen Grundfreibeträgen in den Jahren 2019 und 2020. 

 

Verfassungswidrig von Zinsen ab 2012 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat ernstliche Zweifel, ob der 
steuerliche Zinssatz von 6 % p.a. für Nachzahlungs- und 
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Aussetzungszinsen für Verzinsungszeiträume ab 2012 noch 
verfassungsgemäß ist. Der BFH gewährt daher die Ausset-
zung der Vollziehung von Zinsfestsetzungen für Verzin-
sungszeiträume ab diesem Zeitpunkt. 

Hintergrund: Kommt es zu einer Steuernachzahlung oder zu 
einer Aussetzung der Vollziehung, ist der Nachzahlungsbe-
trag mit 0,5 % monatlich, also mit 6 % jährlich, zu verzinsen. 
Die Höhe dieses Zinssatzes wird von Fachleuten für verfas-
sungswidrig gehalten. Der BFH hat bereits in einem früheren 
Eilverfahren Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Zins-
satzes für eine Verzinsungszeitraum ab dem 1.4.2015 ange-
meldet. 

Sachverhalt: Die Antragsteller beantragten für die Steuer-
festsetzungen der Jahre 2007 bis 2010 erfolgreich die Aus-
setzung der Vollziehung und legten gegen die Steuerbe-
scheide Einspruch ein. Nachdem das Einspruchsverfahren 
erfolglos geblieben war, setzte das Finanzamt Aussetzungs-
zinsen auf der Grundlage des gesetzlichen Zinssatzes von 
6 % für den Verzinsungszeitraum November 2012 bis Sep-
tember 2016 fest. Gegen die Zinsfestsetzung legten die An-
tragsteller Einspruch ein und beantragten Aussetzung der 
Vollziehung. 

Entscheidung: Der BFH gab dem Antrag auf Aussetzung 
der Vollziehung statt: 

n Der gesetzliche Zinssatz von 0,5 % monatlich bzw. 6 % 
jährlich könnte verfassungswidrig sein. Für den Verzin-
sungszeitraum ab April 2015 gibt es bereits eine entspre-
chende Entscheidung des BFH. 

n Die verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen auch hin-
sichtlich des Verzinsungszeitraums ab 2012. Denn bereits 
zu diesem Zeitpunkt war das Marktzinsniveau deutlich 
niedriger als der gesetzliche Zinssatz von 6 %. Außerdem 
fehlt es an einer Begründung für die gesetzliche Festle-
gung eines Zinssatzes von 6 %. 

n Zwar rechtfertigt nicht jeder verfassungsrechtliche Zweifel 
eine Aussetzung der Vollziehung. Die verfassungsrechtli-
chen Zweifel sind hier allerdings schwerwiegend. Außer-
dem ist nicht ersichtlich, dass durch eine Aussetzung der 
Vollziehung das öffentliche Interesse an einem geordneten 
Bundeshaushalt beeinträchtigt werden könnte. 

Hinweise: Für Verzinsungszeiträume ab 2012 sowie ab 
2010 sind zwei Verfahren vor dem Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) anhängig. Nur das BVerfG darf eine mögliche 
Verfassungswidrigkeit des Zinssatzes feststellen. Die aktu-
elle Entscheidung des BFH ist nur eine vorläufige Entschei-
dung im Rahmen einer Aussetzung der Vollziehung. 

Die Frage der Verfassungswidrigkeit des Zinssatzes betrifft 
nicht nur Aussetzungs- und Nachzahlungszinsen, sondern 
beispielsweise auch Stundungszinsen sowie Hinterzie-
hungszinsen, aber auch Erstattungs- oder Prozesszinsen. 

Wegen der möglichen Verfassungswidrigkeit sollten Zins-
festsetzungen in jedem Fall mit einem Einspruch angefoch-
ten und ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung gestellt 
werden. Das Bundesfinanzministerium hat zwischenzeitlich 
bereits reagiert und gewährt auf Antrag die Aussetzung der 
Vollziehung der Zinsen für Zeiträume ab dem 1.4.2012. 

Für Verzinsungszeiträume vor dem 1.4.2012 gewährt das 
BMF nicht ohne Weiteres Aussetzung der Vollziehung. Hier 

muss ein besonderes berechtigtes Interesse an der Ausset-
zung der Vollziehung dargelegt werden. Dieses ist dann ge-
geben, wenn dem Steuerpflichtigen die Zahlung der Zinsen 
nicht zuzumuten ist, weil er ansonsten z. B. Insolvenz an-
melden müsste. Insoweit kommt es möglicherweise aber 
noch zu weiteren Gerichtsentscheidungen, in denen auch für 
Verzinsungszeiträume vor dem 1.4.2012 verfassungsrecht-
liche Zweifel an der Höhe des Zinssatzes von 6 % geäußert 
werden und Aussetzung der Vollziehung gewährt wird. 

 

Haben Sie Anteile an Investmentfonds? 
Hinweis: Wir fordern Sie daher dringend dazu auf, uns 
direkt darauf anzusprechen, falls Sie über Anteile an In-
vestmentfonds, insbesondere an ausländischen Invest-
mentfonds sowie über vor dem 01.01.2009 erworbene 
Anteile an in- oder ausländischen Investmentfonds ver-
fügen. Wir besprechen dann gerne die nötigen Details 
für Ihre Einkommensteuererklärung 2018 mit Ihnen. 

Hintergrund: Ab 2018 wurde die Besteuerung von Erträgen 
aus in- und ausländischen Investmentfonds grundlegend ge-
ändert, insbesondere soweit diese die Erträge nicht aus-
schütten, sondern wieder anlegen (sog. Thesaurierung). Zu-
dem ist der Bestandsschutz für sog. Altfonds, d.h. vor 2009 
erworbene Investmentfondsanteile weggefallen (hierüber 
berichteten wir in der Mandanteninformation 2/2018). 

Hinsichtlich thesaurierender Investmentfonds wurde der 
Zeitpunkt der Besteuerung geändert. Nunmehr werden die 
Erträge – trotz Neuanlage – laufend der Besteuerung unter-
worfen. Im Falle inländischer thesaurierender Investment-
fonds wird dabei Kapitalertragsteuer (sog. Abgeltungs-
steuer) einbehalten und eine ordnungsgemäße Steuerbe-
scheinigung erstellt, die wir für Ihre Steuererklärung benöti-
gen.  

Im Falle ausländischer thesaurierender Investmentfonds er-
folgt jedoch kein Steuereinbehalt. Hier müssen wir für Sie 
die korrekte Steuer in der Einkommensteuererklärung selbst 
berechnen. Hierzu sind zahlreiche Unterlagen, insbeson-
dere die Kurswerte zum 31.12. des aktuellen sowie des Vor-
jahres erforderlich. 

Sollten Sie sog. Altfonds, d.h. vor 2009 erworbene Invest-
mentfondsanteile, nach dem 01.01.2018 veräußert haben o-
der noch im Bestand haben, dann teilen Sie uns dies bitte 
für Veranlagungszeiträume ab 2018 mit. Wir benötigen in 
diesem Fall von Ihnen insbesondere folgende Informationen, 
um für Sie ein persönliches Steuerfreibetragsvolumen i.H.v. 
bis zu EUR 100.000 zur Minderung Ihrer Steuerlast im Rah-
men Ihrer Einkommensteuerklärung geltend machen zu kön-
nen: 

n Nachweis über Gewinne aus der Veräußerung von Alt-
fonds (z.B. Steuerbescheinigung / Erträgnisaufstellung/De-
potübersicht). 

n Nachweis  über Kurswert der Altfonds per 31.12.2017 
(z.B. Steuerbescheinigung / Erträgnisaufstellung / Depo-
tübersicht). 

n Ab Veranlagungszeitraum 2019 Information über ggf. 
schon bereits verbrauchtes Freibetragsvolumen (Steuer-
bescheid). 
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Krankenversicherung für das Kind 
Eltern können die Kranken- und Pflegeversicherungsbei-
träge ihres in der Ausbildung befindlichen Kindes, die von 
der Ausbildungsvergütung ihres Kindes einbehalten werden, 
als Sonderausgaben absetzen, wenn sie ihrem Kind die Bei-
träge als Barunterhalt erstatten und das Kind trotz seiner 
Ausbildungsvergütung noch unterhaltsbedürftig ist. 

Hintergrund: Eltern können nicht nur ihre eigenen Beiträge 
zur Kranken- und Pflegeversicherung als Sonderausgaben 
absetzen, sondern auch die im Rahmen ihrer Unterhaltsver-
pflichtung getragenen Beiträge ihres Kindes. Für das Kind 
muss ein Anspruch auf Kindergeld oder auf einen Kinderfrei-
betrag bestehen. 

Sachverhalt: Die Kläger sind Eltern eines Kindes, das bis 
zum Mai 2010 eine Ausbildung zum Straßenbauer absol-
vierte und noch bei seinen Eltern wohnte. Der Arbeitgeber 
des Kindes behielt von Januar bis Mai 2010 insgesamt ca. 
260 € Krankenversicherungsbeiträge und ca. 30 € Pflege-
versicherungsbeiträge ein. Bei dem Kind wirkten sich die 
Beiträge aufgrund des geringen Einkommens steuerlich 
nicht aus. Die Kläger machten daher in ihrer Steuererklärung 
die Beiträge als Sonderausgaben geltend. Das Finanzamt 
erkannte den Sonderausgabenabzug nicht an. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die Klage 
ab: 

n Der Sonderausgabenabzug der Eltern ist auch für Beiträge 
des Kindes für die Kranken- und Pflegeversicherung mög-
lich, in der das Kind Mitglied ist. Die Eltern müssen aber 
unterhaltspflichtig sein und die Beiträge des Kindes getra-
gen haben. 

n Im Streitfall hat zunächst das Kind die Beiträge getragen, 
weil die Beiträge von seiner Ausbildungsvergütung abge-
zogen und an die Krankenkasse überwiesen wurden. Die 
Kläger hätten dennoch die Beiträge selbst tragen können, 
indem sie ihrem Kind die Beiträge im Rahmen ihrer Unter-
haltspflicht erstattet hätten. 

n Vorliegend haben die Kläger ihrem Kind die Beiträge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung allerdings nicht erstattet, 
sondern ihrem Kind lediglich Naturalunterhalt geleistet: 
Das Kind durfte bei ihnen wohnen und wurde verpflegt. 
Dies reicht für den Sonderausgabenabzug der Kläger nicht 
aus. 

Hinweis: Verfassungsrechtliche Bedenken hatte der BFH 
nicht. Es genügt, dass die im Wege eines Barunterhalts ge-
tragenen Beiträge steuerlich absetzbar sind. 

Der BFH ließ offen, ob das Kind angesichts seiner Ausbil-
dungsvergütung überhaupt noch unterhaltsbedürftig war. 

Vom Streitfall zu unterscheiden sind die Fälle, in denen ein 
Elternteil selbst Versicherungsnehmer ist und das Kind in 
der privaten Krankenversicherung mitversichert und hierfür 
einen Beitrag an die private Krankenversicherung leistet; 
dieser Beitrag ist als Sonderausgabe absetzbar. Im Streitfall 
war das Kind jedoch selbst Versicherungsnehmer. 

 

Betrieb eines Blockheizkraftwerks 
Betreibt eine Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) ein 
Blockheizkraftwerk, das vorwiegend der Wärmeversorgung 
des Hauses dient und speist sie den überschüssigen Strom 
gegen Entgelt in das Stromnetz ein, erzielt sie mit dem Ver-
kauf des Stroms gewerbliche Einkünfte. Sie ist zur Abgabe 
einer Feststellungserklärung verpflichtet. Ob die Wohnungs-
eigentümer eine eigenständige Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts (GbR) gegründet haben, ist unerheblich. 

Hintergrund: Erzielen mehrere Personen als Mitunterneh-
mer gemeinschaftlich Einkünfte, werden die Einkünfte ein-
heitlich und gesondert festgestellt, indem die Höhe und Art 
der Einkünfte für die Gemeinschaft festgestellt und dem ein-
zelnen Mitunternehmer anteilig zugerechnet werden. Vo-
raussetzung für eine Mitunternehmerstellung sind Mitunter-
nehmerinitiative und Mitunternehmerrisiko. 

Sachverhalt: Eine aus elf Reihenhäusern bestehende WEG 
errichtete ein Blockheizkraftwerk, um hieraus den eigenen 
Energiebedarf zu decken und den überschüssigen Strom 
gegen Entgelt in das allgemeine Stromnetz einzuspeisen. 
Den Vertrag mit dem Stromversorgungsunternehmen 
schloss die WEG, vertreten durch ihre Hausverwaltung. Das 
Finanzamt sah in der Einspeisung des überschüssigen 
Stroms gegen Entgelt eine gewerbliche Tätigkeit und erließ 
einen Bescheid über die einheitliche und gesonderte Fest-
stellung. Hiergegen wehrte sich die WEG. 
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab im Grund-
satz dem Finanzamt Recht, verwies die Sache allerdings an 
das Finanzgericht (FG) zur weiteren Aufklärung zurück: 

n Eine Mitunternehmerschaft kann nicht nur bei einer Perso-
nengesellschaft bestehen, sondern auch bei einem ver-
gleichbaren Gemeinschaftsverhältnis. Ein solches Ge-
meinschaftsverhältnis liegt bei einer WEG vor. Die einzel-
nen Wohnungseigentümer haben Mitunternehmerinitiative, 
weil sie ein Weisungsrecht gegenüber dem Verwalter so-
wie Stimm- und Kontrollrechte haben. Und die einzelnen 
Wohnungseigentümer tragen auch ein Mitunternehmerri-
siko, weil sie am Gewinn und Verlust der WEG beteiligt sind 
und zudem mit ihrem Vermögen nach außen in Höhe ihrer 
Miteigentumsquote haften. 

n Es bedarf daher keines Zusammenschlusses in Gestalt ei-
ner GbR, sondern die WEG ist die Mitunternehmerschaft. 
Dies gilt jedenfalls dann, wenn sie innerhalb ihres Ver-
bandszwecks tätig wird. Zum Verbandszweck gehört auch 
die Erzeugung und Vermarktung von Strom, sofern dies ein 
Nebenprodukt des für die Wohnanlage produzierten Wär-
mebedarfs ist. Dies war im Streitfall zu bejahen, da das 
Blockheizkraftwerk zu 3/4 Wärme für die elf Reihenhäuser 
produzierte und nur zu 1/4 Strom erzeugte, der in das all-
gemeine Stromnetz eingespeist wurde. 

n Für die Abgabe der Feststellungserklärung ist der bestellte 
Wohnungsverwalter verantwortlich, weil er das Organ der 
WEG ist. Der Verwalter verstößt mit der Erstellung und Ab-
gabe der Feststellungserklärung nicht gegen das Steuer-
beratungsgesetz, weil er insoweit in eigenen Angelegen-
heiten, nämlich als Organ der WEG, tätig wird. 

n Das FG muss nun noch die Höhe der Anschaffungskosten 
des Blockheizkraftwerks ermitteln, da hiervon die Abschrei-
bung abhängt. Zu den Anschaffungskosten gehört auch die 
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nicht abziehbare Vorsteuer. Diese ist nicht abziehbar, so-
weit die Wärme den Mitgliedern der WEG zur Verfügung 
gestellt wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die 
Wärme den WEG-Mitgliedern verkauft wird – dies wäre 
steuerfrei, weil Leistungen einer WEG an ihre Mitglieder 
steuerfrei gestellt sind, und würde deshalb zum Ausschluss 
des Vorsteuerabzugs führen – oder ob die Wärme unent-
geltlich überlassen wird und aus diesem Grund den Vor-
steuerabzug ausschließt. Allerdings kann der Aufteilungs-
maßstab für den abziehbaren Vorsteueranteil nicht anhand 
der erzeugten Strom- und Wärmemenge ermittelt werden, 
sondern muss anhand der unterschiedlich hohen Markt-
preise für Strom und Wärme bestimmt werden. 

Hinweise: Der Gewinn kann durch eine Einnahmen-Über-
schussrechnung ermittelt werden. 
Die Abgabe einer Feststellungserklärung kann nicht wegen 
geringer Bedeutung unterbleiben. Eine geringe Bedeutung 
wird insbesondere bei Zinseinnahmen einer WEG angenom-
men. Muss die WEG eine Feststellungserklärung wegen der 
gewerblichen Einkünfte aus dem Verkauf des Stroms abge-
ben, könnte dies auch dazu führen, dass die Zinsen in der 
Feststellungserklärung anzugeben sind, allerdings nicht als 
gewerbliche Einkünfte, sondern als Einkünfte aus Kapital-
vermögen. 

Dient das Blockheizkraftwerk vorrangig der Erzeugung von 
Strom, der gegen Vergütung in das allgemeine Stromnetz 
eingespeist wird, ist nicht die WEG die Mitunternehmer-
schaft, sondern dies kann dann nur eine GbR der Woh-
nungseigentümer sein. Für die Abgabe der Erklärung wäre 
dann nicht der Hausverwalter verantwortlich, sondern der 
Geschäftsführer der GbR. Der Feststellungsbescheid 
müsste sich gegen die GbR richten, nicht gegen die WEG. 

 

Abzug nicht anerkannter Heilmethoden 
Die Vorlage eines knappen amtsärztlichen Attests kann aus-
reichen, um Aufwendungen für wissenschaftlich nicht aner-
kannte Heilmethoden als außergewöhnliche Belastung ab-
zuziehen. 

Hintergrund: Die Zwangsläufigkeit von krankheitsbedingten 
Aufwendungen für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel wird i. d. R. 
durch eine Verordnung eines Arztes nachgewiesen. Seit 
2011 ist bei bestimmten Maßnahmen der Nachweis der 
Zwangsläufigkeit in qualifizierter Form zu führen, und zwar 
„durch ein amtsärztliches Gutachten oder eine ärztliche Be-
scheinigung eines Medizinischen Dienstes der Krankenver-
sicherung“ (u. a. bei wissenschaftlich nicht anerkannten Be-
handlungsmethoden). Der Nachweis muss vor Beginn der 
Heilmaßnahme ausgestellt worden sein. 

Sachverhalt: Die Kläger ließen ab Februar 2011 ihre seit ih-
rer Geburt schwerbehinderte Tochter in einem von zwei Heil-
praktikern betriebenen Naturheilzentrum behandeln. Nach-
dem die Krankenkasse eine Erstattung der Kosten 
(16.800 €) abgelehnt hatte, machten die Kläger die Aufwen-
dungen im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung als au-
ßergewöhnliche Belastung geltend und legten ein privatärzt-
liches Attest einer Fachärztin für Kinder- und Jugendheil-
kunde (Homöopathie) vor. Diese kam zu dem Ergebnis, 
dass bei dem schweren Krankheitsbild jeder Versuch, das 
Ergebnis zu verbessern, für die Familie wichtig und auch me-
dizinisch jeder positive Impuls für das Kind zu begrüßen sei, 

weshalb sie auch ärztlich die Teilnahme am Förderpro-
gramm des Naturheilzentrums empfehle. Auf diesem Attest 
hatte der zuständige Amtsarzt vermerkt: „Die Angaben wer-
den amtsärztlich bestätigt“. 

Das beklagte Finanzamt erkannte die Behandlungskosten 
mit der Begründung nicht an, dass die knappe Äußerung des 
Amtsarztes kein „amtsärztliches Gutachten“ darstelle. 

Entscheidung: Die hiergegen gerichtete Klage hatte Erfolg: 

n Die Tochter der Kläger ist mit wissenschaftlich nicht aner-
kannten Methoden behandelt worden, so dass der Nach-
weis der Zwangsläufigkeit in qualifizierter Form geführt 
werden musste. 

n Diese Anforderungen waren im Streitfall erfüllt: Zwar wird 
für den Nachweis u. a. ein „amtsärztliches Gutachten“ ver-
langt. Jedoch wird nicht nur den Amtsarzt, sondern in glei-
cher Weise auch der Medizinische Dienst der Krankenver-
sicherung ermächtigt, die Zwangsläufigkeit von Aufwen-
dungen bei unkonventionellen Behandlungsmethoden zu 
bestätigen. Und dieser muss lediglich eine „ärztliche Be-
scheinigung“ ausstellen. 

n Vor diesem Hintergrund sind an das „Gutachten“ des Amts-
arztes keine höheren Anforderungen als an eine „Beschei-
nigung“ der Krankenversicherung zu stellen. 

 

Mindestlohn steigt 
Am 20.11.2018 wurde die „Zweite Mindestlohnanpassungs-
verordnung“ im Bundesgesetzblatt verkündet. Damit ist es 
nun offiziell: Ab dem 1.1.2019 gilt ein bundeseinheitlicher ge-
setzlicher Mindestlohn von 9,19 € brutto und ab dem 
1.1.2020 von 9,35 € brutto je Zeitstunde. 


